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Sehr geehrter Herr Kiefer,

für Ihr Interesse an dem Engagement der Bundesregierung im Zusammenhang mit  der  

Bekämpfung  der  Terrororganisation  IS und  der  humanitären  Hilfe  für  die  Opfer  des  

Bürgerkriegs  in  Syrien,  zu  dem  Sie Fragen  mit  Ihrer  E-Mail  vom  28.  November  2016  

übermit telt  haben,  danke  ich  Ihnen.  Ich  behandele  Ihre  E-Mail  nicht  als  Antrag  nach  

dem  Informationsfreiheitsgesetz,  sondern  als  Sachanfrage  zu  den  rechtlichen  

Grundlagen  des  Handels  der  Bundesregierung.  Zuständige  Ressorts  für  das  

Engagement  der  Bundesregierung  im  Zusammenhang  mit  dem  Bürgerkrieg  in  Syrien  

sind insbesondere das Auswärtige Amt und das Bundesministerium der Verteidigung.
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Sie  setzten  sich  in  Ihrer  Anfrage  für  das  Bürgerkriegsregime  in  Damaskus  ein  und  

stützen sich  zu rechtlichen  Fragen  auf  dubiose Quellen  im  Internet.  Dadurch entsteht  

der Eindruck, dass Sie Ihrer Anfrage hinsichtlich der Ziele des deutschen militärischen  

und  humanitären  Engagements  Fehlinformationen  zugrunde  gelegt  haben.  Die  

Maßnahmen der Bundesregierung im Hinblick auf Syrien dienen der Unterstützung der  

europäischen und NATO-Partner bei der Bekämpfung der Terrororganisation IS und der  

humanitären Flüchtlingshilfe. Sie haben nach den rechtlichen Grundlagen gefragt: 

Der Einsatz erfolgt in Übereinstimmung mit  den völker- und verfassungsrechtlichen 

Vorgaben für Auslandseinsätze. Völkerrechtliche Grundlage ist  das Recht auf kollektive  

Selbstverteidigung gemäß Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen. Deutschland 

unterstützt Frankreich, Irak und die internationale Allianz in ihrem Kampf gegen den IS,  

der zahlreiche Terroranschläge auch in Europa begangen hat. Der Sicherheitsrat der 

Vereinten Nationen hat wiederholt (z.B. mi t  Resolution 2170 (2014) vom 15. August 

2014 und Resolution 2199 (2015) vom 12. Februar 2015) festgestell t, dass von der 

Terrororganisation IS eine Bedrohung für den Weltfrieden und die internationale 

Sicherheit  ausgeht, und hat mi t  Resolution 2249 (2015) vom 20. November 2015 die 

Mitgliedstaaten aufgefordert, unter Einhaltung des Völkerrechts in dem unter der 

Kontrolle des IS stehenden Gebiet in Syrien und Irak alle notwendigen Maßnahmen zu 

ergreifen, um terroristische Handlungen zu verhüten und zu unterbinden. Damit folgt 

die Bundesregierung mit  der Beteiligung am Kampf gegen den IS einer eindeutigen 

Aufforderung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen.

Verfassungsrechtlich erfolgt die Entsendung bewaffneter deutscher Streitkräfte 

angesichts der Aufforderung des Sicherheitsrates, gegen IS vorzugehen, im Rahmen 

und nach den Regeln eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit  im Sinne des 

Art. 24 Abs. 2 des Grundgesetzes. Die internationale Allianz gegen den IS geht auf 

Resolution 2170 (2014) des VN-Sicherheitsrats zurück. Die auf französische Initiative 

beschlossene Resolution 2249 (2015) des VN-Sicherheitsrates unterstreicht, dass das 

mili tärische Engagement im Rahmen und nach den Regeln der Charta der Vereinten 

Nationen erfolgt. 

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Brink
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